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Jahressonderzahlung 2007;

§ 21 Abs. 2, 3 des Tarifvertrages zur Überleitung der Beschäftigten der Länder in den TV-L und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-L)

Für die Beschäftigten (Angestellte und Arbeiter), mit denen arbeitsvertraglich vor dem 
In – Kraft – Treten des neuen Tarifvertrages (TV – L) abweichende Vereinbarungen zur Zuwendung und zum Urlaubsgeld getroffen worden sind, sowie für neu eingestellte Beschäftigte, richtet sich im Jahr 2007 der Anspruch auf Zuwendung und Urlaubsgeld nach den geltenden Landesregelungen, d. h. sie erhalten eine Jahressonderzahlung in der Höhe, wie sie das Land vergleichbaren Beamtinnen/Beamten gewährt.

Folglich wird diesen Beschäftigten eine einmalige Jahressonderzahlung von 860,00 € und in den Entgeltgruppen 1/Kr. 3a bis 8/Kr. 8a - einschließlich Pkw-Fahrern zusätzlich, wie bisher eine Jahressonderzahlung von 420,00 € gewährt und ggfs. ein kinderbezogener Anteil. Außerdem erhalten sie gemäß § 21 TVÜ-L den halben Differenzbetrag zu der Jahressonderzahlung nach § 20 TV-L. Diese Sonderzahlung ist – abweichend von der Fälligkeit für das Besoldungspersonal – bereits mit dem Novemberentgelt auszuzahlen.

Zur Umsetzung dieser Vorgaben ergehen folgende Hinweise:

1. Personenkreis

Die folgenden Regelungen gelten für die Beschäftigten, mit denen vor dem 1.11.2006 abweichende Vereinbarungen zur Zuwendung und zum Urlaubsgeld getroffen sind und für nach dem 31.10.2006 neu eingestellte Beschäftigte. 


Verlängerung befristeter Arbeitsverträge:

Als neu eingestellt gelten auch Beschäftigte, bei denen zwischen zwei Verträgen entweder eine schädliche Unterbrechung im Sinne der Protokollnotiz Nr.1 zu § 1 Absatz 1 Satz 1 TVÜ-L vorliegt oder bei der die Verlängerung der Befristung wesentliche Änderungen - z.B. Übertragung von Tätigkeiten, die zu einer anderen Entgeltgruppe führt - bewirkt.

Im Übrigen führt die Verlängerung befristeter Verträge  - mit Ausnahme der sachgrundlosen Befristungen gem. Teilzeit- und Befristungsgesetz - nach dem 1.11.2006 in der Regel zu keinen Konsequenzen im Hinblick auf die Jahressonderzahlung.
2. Fälligkeit

Die Jahressonderzahlung ist – abweichend von der Fälligkeit für das Besoldungspersonal – bereits mit dem Novemberentgelt auszuzahlen.

Daher müssen die Voraussetzungen auf der Grundlage des Monats November 2007 ermittelt werden. Eine Berücksichtigung eines Kinderbetrages entsprechend 
§ 8 Abs. 2 NBesG kommt nur in Betracht für Kinder, für die im Monat der Zahlung der Jahressonderzahlung (November 2007) eine Besitzstandszulage nach § 11 TVÜ-L zusteht.

3. Berechnung
Die Jahressonderzahlung 2007 errechnet sich für den unter Position 1. beschriebenen Personenkreis gem. § 21 Abs. 2 TVÜ-L wie folgt:

A. 860,00 €    (ggf. teilzeitgekürzt)  

       zuzüglich 

B. 420,00 € für Beschäftigte in den Entgeltgruppen 1/Kr. 3a bis 8/Kr. 8a – ein
      schließlich Pkw-Fahrern  (ggf. teilzeitgekürzt)  

      zuzüglich 

   

C. kinderbezogener Jahressonderzahlung in Höhe von 25,56 € für das 1. und 2. Kind, für das 3. und jedes weitere Kind je 400,00 € sofern im  November 2007 eine Besitzstandszulage nach § 11 TVÜ-L zusteht (keine Teilzeitkürzung).


D. Aus der Summe von A. bis C. zuzüglich 50 v.H. des Differenzbetrages zu der Jahressonderzahlung nach § 20 TV-L  (sofern die Jahressonderzahlung nach § 20 TV-L höher wäre als der Gesamtbetrag der Positionen unter A. bis C.) ergibt sich die zustehende Jahressonderzahlung für das Jahr 2007.

Die Jahressonderzahlung (vgl. Positionen A bis D) ist zusatzversorgungspflichtig.

Berechnungsbeispiele

Beispiel 1: Vollbeschäftigter in EG 8 Stufe 5; keine Kinder


        860,00 € (für alle Beschäftigten)


   +   420,00 €  (Entgeltgruppen 1/Kr. 3 a bis 8/Kr. 8 a)

               =  1280,00 € (Summe nach Landesregelung)

         2430,00 € (EG 8 St. 5)  davon 95 v. H. 2308,50 € (abzügl. Summe Landesregelung)

                                                                            - 1280,00 €

                                                                           = 1028,50 €  (davon 50 v. H. § 20 TV-L)

                                                                           =   514,25 € (zuzügl. Summe Landesregelung)

                                                                           + 1280,00 €

                 =  Jahressonderzahlung 2007            1794,25 €

Beispiel 2: Vollbeschäftigter in EG 14 Stufe 3; 4 Kinder
                  860,00 € (für alle Beschäftigten)

             +     51,12 € (je 25,56 € f. 1. u. 2. Kind)

             +   800,00 € (je 400,00 € f. 3. u. 4. Kind)

             = 1711,12 € (Summe Landesregelung)

                3600,00 € (EG 14 St. 3) davon 35 v. H. = 1260,00 €

                 =   Jahressonderzahlung 2007              1711,12 € (da dieser Betrag höher ist,    

                                                                                                   als der tarifvertragliche Betrag)

 4. Sonstige Beschäftigte

 H   

Auszubildende, mit denen arbeitsvertraglich vor dem 1.11. 2006 abweichende Vereinbarungen zur Zuwendung und zum Urlaubsgeld getroffen worden sind, erhalten analog zu Anwärterinnen/Anwärtern eine Jahressonderzahlung in Höhe von 250,00 € und ggfs. den kinderbezogen Anteil. 

Die Vergleichsberechnung ist gemäß § 21 Abs. 2 Ziff. b TVÜ-L durchzuführen.

Schülerinnen/Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege erhalten eine Jahressonderzahlung wie Auszubildende.
Praktikantinnen/Praktikanten, die unter den weiter geltenden TV-Prakt fallen, erhalten eine Jahressonderzahlung in entsprechender Anwendung der für die Auszubildenden des Arbeitgebers jeweils geltenden Regelungen. 

ABM-Kräften und kurzfristig Beschäftigten (geringfügig Beschäftigte im Sinne von 
§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV) wird die Jahressonderzahlung nicht gewährt.

Die vorstehenden Regelungen gelten nur für das Jahr 2007.

Ich bitte um Beachtung und ggf. weitere Veranlassung.

Zusatz für die Abrechnungsstellen:

Hinsichtlich der Voraussetzungen für die Gewährung einer Jahressonderzahlung ist auf die Eingruppierung in die Entgeltgruppe abzustellen. Liegen mehrere Arbeitsverhältnisse vor, ist die Jahressonderzahlung auf maximal 860,00 € zzgl. 420,00 € (sofern die Voraussetzungen erfüllt sind) zzgl. kinderbezogene Anteile (sofern die Voraussetzungen erfüllt sind) zzgl. Differenzbetrag begrenzt.

Eine Jahressonderzahlung ist dem Grunde nach zu zahlen, wenn für mindestens einen Tag im Monat November 2007 ein Anspruch auf Bezüge besteht. Danach ist die Jahressonderzahlung z.B. auch zu zahlen, wenn ein Anspruch auf Krankengeldzuschuss oder Zuschuss zum Mutterschaftsgeld besteht, sich dieser aber aufgrund der Berechnung auf 0,00 € reduziert.

Ich bitte, die Anzahl der Zahlfälle, den Teilzeitfaktor und die Gesamtsumme der Jahressonderzahlungen - gegliedert nach Entgeltgruppe - zu erfassen und mir im Anschluss an die Durchführung der Zahlung zu melden. Die Summe der darin enthaltenen kinderbezogenen Anteile ist besonders auszuweisen.

Im Auftrage

Kapitza

�
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